
Frau Stetter für die Fraktion der SPD:

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Das heut vor uns 
liegende Gesetz, das Kassenerrichtungsgesetz, sieht vor, auf 
dem Gebiet der DDR das Krankenversicherungssystem einzu­
führen. Dieses Gesetz würde nur bis zur Vereinigung gelten, al­
so einen Monat, mehrere Tage. Es ist schon sehr viel Kritisches 
über dieses Gesetz gesagt worden, vor allen Dingen in dem Bei­
trag von Prof. Reich, dem ich voll zustimmen kann. Trotzdem 
möchte ich diese Frage stellen. Ist es wirklich notwendig für die­
se kurze Zeit, dieses Gesetzgerüst noch zu übernehmen? Viel 
wichtiger wäre es doch gewesen, konkrete Übergangsregelun­
gen im Einigungsvertrag zu fixieren ohne die sofortige kritiklose 
Übernahme von BRD-Gesetzen. Daran ändert auch nicht, daß 
der vor uns liegende Entwurf eine sehr stark vereinfachte und 
gekürzte Fassung des Gesetzes der Bundesrepublik ist.

Auf den § 35 Buchstabe b hat Dr. Kleditzsch schon hingewie­
sen. Ich hätte das auch getan. Ich erspare mir das aber. Ich möch­
te keinen falschen Eindruck erwecken mit meiner Kritik. Es ist 
ganz klar: Auch die SPD lehnt die Grundstruktur der geglieder­
ten Krankenversicherung nicht ab, zumal im ersten Staatsver­
trag im Artikel 21 diese Angleichung festgeschrieben wurde. Ei­
ne Angleichung aber benötigt Zeit, Zeit, die wir nicht haben, 
denn am 3.10. 1990 gehören wir zum Gebiet der Bundesrepublik, 
und danach treten selbstverständlich auch die dort geltenden 
Gesetze der Krankenversicherung in Kraft, wenn im Überlei­
tungsvertrag nichts anderes steht. Ich habe in diesem Moment 
die Anlagen des Überleitungsvertrages des Gesundheitswesens 
bekommen. Dort wird dieses Kassenerrichtungsgesetz nicht er­
wähnt. Eine Krankenversicherung mit mancherlei Mängeln, 
z. B. die sozial völlig unvertretbaren Unterschiede in den Bei­
tragssätzen. Auch hier sprach Prof. Reich schon dazu. Er nannte 
die Zahlen 8 bis 16 % ,  also das Doppelte. Die einseitige Verteilung 
der Versichertengruppen mit hohen Krankheitsrisiken und der­
jenigen mit den niedrigen Krankheitsrisiken, auch die verschie­
denen Krankenkassen und Kassenarten, die ungleichen Rechte 
für unterschiedliche Mitgliedsgruppen und die verschiedenen 
Kassenarten, die mangelnden Möglichkeiten der Krankenversi­
cherung insgesamt, die Interessen der Versicherten wirksam ge­
genüber den Leistungserbringern im Gesundheitswesen durch­
zusetzen. Und als letztes: die mangelnde Kooperation und Koor­
dination in einem Krankenversicherungssystem, das sich in 
über 11063 Einzelkassen zersplittert. Prof. Reich nannte sogar 
11080. Ich weiß nicht, welche Zahl stimmt, aber auf jeden Fall zu 
viele.

Wäre es nicht vielmehr sinnvoller gewesen, erst die Reform­
maßnahmen durchzuführen und die uns dabei verbleibende Zeit 
für den Aufbau funktionsfähiger Organisationsstrukturen in 
den Krankenkassen zu nutzen - unter Mitwirkung all dieser ge­
nannten Kassen? Bei den Maßnahmen der Verbesserung muß 
der Grundsatz der Solidarität wieder stärker in den Vordergrund 
gerückt werden, die Wahlfreiheit aller Versicherten mit dem 
Kontrahierungszwang für die Krankenkassen. Es darf keinen 
Unterschied zwischen Arbeitern und Angestellten geben. Jeder 
muß frei wählen können, welcher Kasse er beitreten möchte, also 
gleiches Recht für alle, keine Bevorzugung von Besserverdie­
nenden. Das versteht die SPD unter einer echten Solidargemein- 
schaft.

(Beifall bei der SPD)

Herr Professor Kleditzsch sagte vorhin, damit sich jeder aus­
suchen kann, welcher Krankenkasse er angehören möchte - 
Zitatende. Ich glaube, das stimmt nicht ganz in diesem Sinn; 
denn ein Arbeiter kann sich nicht aussuchen, in eine bestimmte 
Krankenkasse zu gehen. Er kann nicht eine Angestelltenkran­
kenkasse wählen. Das ist ihm verwehrt. Deswegen fordern wir 
diese Wahlfreiheit, damit jeder die Möglichkeit hat, in die Kasse 
einzutreten, die ihm am kostengünstigsten erscheint. Und da­
durch wird der Wettbewerb, der vorhin so beschworen wurde, 
erreicht.

Ansonsten stimmt die SPD der Überweisung in die genannten 
Ausschüsse zu. - Danke.

(Beifall bei der SPD)

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Schmieder:

Danke schön. Damit ist die Aussprache beendet. Das Präsi­
dium schlägt vor, den Gesetzentwurf des Ministerrates, ver­
zeichnet auf Drucksache Nr. 172, zu überweisen zur federführen­
den Beratung an den Ausschuß für Gesundheitswesen und zur 
Mitberatung an den Ausschuß für Arbeit und Soziales, den 
Rechtsausschuß und den Haushaltsausschuß. Wer mit diesem 
Überweisungsvorschlag einverstanden ist, den bitte ich um das 
Handzeichen. - Danke schön. Die Gegenprobe! - Danke. Stimm­
enthaltungen? - Ich stelle fest: Der Überweisungsvorschlag ist 
einstimmig angenommen.

Ich rufe auf Tagesordnungspunkt 8:

Antrag der Fraktion der SPD betreffend Aufforderung an 
den Ministerpräsidenten, unverzüglich Nachverhandlun­
gen gemäß Artikel 9 des Vertrages über die Schaffung 
einer Währungs-, Wirtschafts- und Sozialunion zwischen 
der DDR und der BRD vom 18. Mai 1990 aufzunehmen 
(1. Lesung)
(Drucksache Nr. 189).

Es gibt einen Geschäftsordnungsantrag.

ProfDr. Walther (DSU):

Ich stelle den Antrag im Namen der Fraktionen CDU/DA, DF-- 
und F.D.P., diesen Tagesordnungspunkt abzusetzen. __

(Beifall bei CDU/DA, DSU, F.D.P.)

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Schmieder:

Wünscht zu diesem Geschäftsordnungsantrag jemand das 
Wort? - Es gibt einen weiteren Geschäftsordnungsantrag.

Dr. Heltzig (SPD):

Dieser Antrag ist geschäftsordnungswidrig. Das kann bei der 
Feststellung der Tagesordnung gemacht werden, aber jetzt nicht 
mehr.

(Prof. Dr. Walther, DSU: Ich präzisiere: sofort abzustimmen!) 

(Zurufe: Was denn?)

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Schmieder:

Sie möchten, daß über Ihren Geschäftsordnungsantrag sofot-c" 
abgestimmt wird?

(Unruhe im Saal)

Alles klar. Entschuldigung, die Fehlinterpretation war mög­
lich. Sie wollen also, daß das nicht in die Ausschüsse überwiesen 
wird, sondern daß sofort abgestimmt wird. Alles klar.

(Unruhe im Saal)

Wer diesem Geschäftsordnungsantrag zustimmt, daß wir oh­
ne Aussprache direkt über diesen Antrag abstimmen, den bitte 
ich um das Handzeichen. -

(Zurufe: Das geht nicht!)

Danke schön. Die Gegenprobe bitte - wir sind mitten in der Ab­
stimmung, da kann man also keinen Geschäftsordnungsantrag 
stellen.

(Protestrufe)

Es gibt noch einen weiteren Geschäftsordnungsantrag von der 
SPD. Abgeordneter Heltzig bitte.
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